
Der Entwurf zur Reform des Pressegesetzes sieht
vor, daB nur mehr solchen Personen ein Antwor-
trecht in der Presse zustehen soil, die ein legitimes
Interesse daran geltend machen kiinnen. "forum"
untersuAt die r7.onsequenzen dieser Einschran-
kung auf dem Hinte u nd des Rechts auf freie
Entfaltung der Perstinlichkeit, das dem Antwor-
trecht zu nde liegt. Der Beitrag weist abschlie-
Bend auf weitere UnzulAnglichkeiten des
vorliegenden Entwurfs hin.

Nach jahrelangen Diskussionen zwischen Vertre-
tern der Zeitungsverleger, der Journalistenver-
bande, des Staatsanwaltschaft und der Regierung
deponierte Staats- und Informationsminister Jac-
ques Santer am 10.2.1988 im Parlament ein Geset-
zesprojekt zur Reform des Artikels 23 des Press-
egesetzes von 1869. In diesem Paragraphen geht es
einzig und allein urn das Antwortrecht in der
Presse. Vor allem zwei Grande fahrten zur
Notwendigkeit einer Reform: einerseits der aber-
fAllige EinschluB der audiovisuellen Presseorgane
in die Verpflichtungen, die sich aus dem Antwor-
trecht ergeben, andererseits der angebliche MiB-
brauch, der laut Klagen der grol3ten Tageszeitung
mit dem Antwortrecht getrieben wurde.

Die aktuelle Gesetzgebung sieht vor, daB jede Per-
son, die namentlich oder indirekt in einem Press-
eorgan genannt wird, das Recht hat, innerhalb von
3 Monaten eine Antwort von maximal doppelter

Artikels 23 des Pressegesetzes

Lange des beanstandetea Artikels (und mindest
1000 Buchstaben) verafentlichen zu lassen. Im
Verweigerungsfall ist der Drucker strafbar.

Artikel 23 soil nun laut Reformvorschlag den in
Kasten 1 zitierten Wortlaut erhalten.

"lecitirm Int rsss

Die wesentliche Neuerung im vorgeschlagenen
Text betrifft den Nachweis eines "legitimen Inter-
esses" an einer Antwort durch die direkt oder indi-
rekt in einem Artikel genannte Person. Im be-
stehenden Gesetz von 1869 wird das Antwortrecht
absolut gesetzt, der Betroffene braucht sein Inter-
esse nicht nachzuweisen. Das soil sich also andern:
wie im Falle einer Gerichtsklage soil der Bittstel-
ler sein Interesse begranden massen. Die logi-
scherweise ndchste Frage lautet dann: gegeniiber
wem? wer beurteilt die Berechtigung des Inter-
esses? Das Gesetzesprojekt geht implizit davon
aus, daB dies der Herausgeber des Presseorgans
ist. Das widerspricht aber einem fundamentalen
Grundsatz unseres Rechtssystems: Niemand kann
Richter in eigener Sache sein. Der Herausgeber
selbst wird so iibrigens in eine hOchst ungematliche

Zut Reform der

Wird das Antwortrecht
beschnitten?
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Lage versetzt, weiB er doch nicht welches nun seine
Pflichten sind.

Um die Bedeutung dieser Neuerung richtig eins-
chatzen zu kOnnen, miissen kurz die rechtsphiloso-
phischen Grundlagen des Antwortrechts darges-
tent werden. Das Antwortrecht entspringt letzten
Endes dem PersOnlichkeitsrecht, dem Recht jeder
PersOnlichkeit auf freie Entfaltung und eine eigene
Identitat. Nach Martin LOffler, dem bekanntesten
bundesdeutschen Presserechtspezialisten, ist
theses PersOnlichkeitsrecht "heute in fast alien Kul-
turstaaten als absolutes, geschi,itztes Recht aner-
kannt" (1). In der Bundesrepublik ist es in der Tat
in Artikel 5 des Grundgesetzes verankert, der das
Recht auf freie Entfaltung der PersOnlichkeit ga-
rantiert. Auch in der franzOsischen Verfassung fm-
det sich eine entsprechende Garantie. Dieses
Recht auf Identitat erOffnet daher auch dann ein
Antwortrecht, wenn fiber den Betroffenen Posi-
tives oder gar Schmeichelhaftes gesagt oder gesch-
rieben wurde.

In Luxemburg ist dies aber nicht der Fall! Der Be-
troffene kann sich also nicht bei der Begriindung
seines legitimen Interesses auf em verbrieftes Per-
sOnlichkeitsrecht berufen. Die vorgesehene Neue-
rung im Pressegesetz riskiert ihn daher in eine au-
sweglose Argumentationsnot zu bringen, wenn der
Zeitungsverleger die Veroffentlichung seiner Ant-
wort verweigert. Sie kann sogar zu schweren MiB-
brauchen faren, wenn Verleger systematisch den
Beweis eines legitimen Interesses verlangen. Die
Verankerung des Prinzips eines "legitimen Inter-
esses" ist daher nur akzeptierbar, wenn gleichzeitig
unsere Verfassung geandert wird und das "in fast
allen Kulturstaaten" anerkannte, absolute, aus sich
heraus wirksame Menschenrecht auf freie Entfal-
tung der PersOnlichkeit, das keiner weiteren Be-
griindung bedarf, im Kapitel der Rechte der Bib--
ger verankert wird.

Da dies aber nicht in absehbarer Zeit moglich ist,
steht der Gesetzgeber vor folgender Alternative:

Entweder das legitime Interesse des Antwortsch-
reibers muB nachgewiesen werden. Dann aber be-
steht die Gefahr von MiBbrauch durch den Zei-
tungsherausgeber, der dieses Interesse nicht aner-
kennt. Die Gerichte werden neue Arbeit
bekommen, es sei denn es wird eine unabhangige
Schiedsstelle geschaffen, wie die IV. DiOzesansy-
node sie schon forderte, da die normale Gerichts-

4

barkeit viel zu langsam ist, um sinnvoll fiber ein le-
gitimes Interesse an einer Antwort auf einen Press-
eartikel urteilen zu kOnnen. Unseres Erachtens ist
diese Konzeption eigentlich nicht mit einer recht
verstandenen Funktion der Presse vereinbar, die
die Massenmedien als Ort des Offentlichen Ges-
prachs, also auch der kontroversen Meinungen
versteht (2).

Oder das Pressegesetz wird in seiner bisherigen
Formulation beibehalten und der Betroffene
braucht sein Interesse nicht zu legitimieren. Der
oberste Gerichtshof in Luxemburg hat in der Tat
wiederholt festgehalten: "La personne cit6e est
seul juge de l'intOret qu'elle peut avoir a exiger Pin-
sertion d'une reponse." Auch die belgische Regie-
rung hatte 1961 den Begriff des "legitimen Inter-
esses" in ihr Gesetzesprojekt zur Reform des
Presserechts eingeschrieben. Dazu der belgische
Experte Karel Rimanque: "Le parlement n'a
heureusement pas maintenu cette condition. On se
demandait a juste titre qui jugerait de cet interét,
(...) La commission du S6nat a motive l'omission de
cette condition comme suit: la personne citee est
seule a juger de Pint6rét qu'elle peut avoir pour
exiger une reponse et a en appr6cier l'opportunite"
(3). Im "exposé des motifs" des vorliegenden Ge-
setzentwurfs wird denn auch ein Urteil des belgi-
schen Kassationshofes vom 14.10.1974 zitiert, das
diese Sichtweise ausdriicklich bestatigt. Es ist
daher unverstandlich, wieso eine Seite spater der-
selbe Bericht behaupten kann, das Projekt inspiri-
ere sich hauptsachlich an der belgischen Gesetzge-
bung, indem es festschreibe, daB in Zukunft das
Antwortrecht nur moglich sei, wenn die rekla-
mierende Person ein legitimes Interesse nach-
weisen kann. Flagranter kOnnte der Widerspruch
kaum sein.

Rein theoretisch besteht beim absoluten Antwor-
trecht allerdings die Gefahr von MiBbrauch dieses
Rechts: Leute, die davon profitieren, daB sie direkt
oder indirekt erwahnt wurden, um ein Antwor-
trecht zu verlangen, einfach nur um ein Presseor-
gan zu argern. Der LW-Chefredakteur hat solche
MiBbrauche denn auch schon Ofters angefiihrt, um
die Notwendigkeit einer Gesetzesanderung zu be-
griinden, ohne allerdings den Beweis seiner Be-
hauptung anzutreten. Im Artikelkommentar des
Gesetzentwurfs findet sich der Abklatsch dieser
Argumentation: "Si la presse etait 'envahie', a !'oc-
casion de chaque article, par des demandes de re-
ponse, tout porte a croire que les mass media se re-
fugieraient dans le silence". Abgesehen davon, daB
im Sinne des konziliaren und synodalen Pressever-
standnisses, jede Zeitung sich fiber Leserreak-
tionen freuen sollte, kann man behaupten daB sol-
che Angste aus der Luft gegriffen sind und Vor-
wandcharakter haben, da trotz 120jAhriger Praxis
das aktuelle Pressegesetz nie zu der beffirchteten
Flut von Antworten gefiilart hat.

Im jetzigen wie im zukiinftigen Recht bleiben selb-
stverstandlich die Kriterien, denen eine Antwort
unterliegen muB, erhalten: der Text muB sich auf
den beanstandeten Artikel beziehen, sie darf nicht
Drittpersonen angreifen und darf auch nicht an-
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dere Gesetze verletzen (z. B. ehrabschneidend
sein), u.a.m.

Das Dilemma scheint also perfekt: entweder wer-
den die Interessen der Presse geschutzt und es be-
steht die Gefahr, daB die PersOnlichkeitsrechte des
einzelnen miBachtet werden, oder die Rechte des
Individuums werden geschutzt und es besteht die
Gefahr von MiBbrauch des Antwortrechts. Es sei
allerdings sofort gesagt, daB dieses Dilemma sich
in concreto nur dann stellt, wenn der Zeitungsher-
ausgeber den offenen Dialog in seinem Organ
nicht zuldBt, wenn er MeinungsauBerungen, die
den in seiner Zeitung vertretenen entgegenstehen,
nicht von sich aus begruBt und verOffentlicht.

Ein Weg, um aus diesem Dilemma herauszukom-
men, scheint uns folgender zu sein: Falls ein Press-
eorgan ein Antwortrecht verweigert, muB die Be-
weislast umgekehrt werden. Nicht der Betroffene
muB sein legitimes Interesse begriinden, sondern
der Herausgeber muB seine Antwortverweigerung
begrunden bzw. die Abwesenheit eines Interesses
beweisen. Dann sind die PersOnlichkeitsrechte des
einzelnen gesichert und der Verleger kann sich
trotzdem gegen MiBbrauche des Antwortrechts
schiitzen.

Andere Ungereimtheiten

Wenn auch die Frage des "legitimen Interesses",
das neu ins Presserecht eingefuhrt werden soil,
ohne Zweifel das Kernstiick der Reform darstellt,
so bringt das Projekt weitere Neuerungen, die
einen kritischen Kommentar verdienen.

Die Frist, innnerhalb deren eine Antwort eingere-
icht werden muB, damit sie den Regein des Ant-
wortrechts entspricht, wird von 3 Monaten auf 30
Tage verkiirzt. Bei dieser Anderung standen wohl
nur die Tageszeitungen Pate. Es kann doch nicht
von einem Leser erwar-
tet werden, daB er auch
eine nur alle vier Mon-
ate oder gar nur einmal
im Jahr erscheinende
Zeitschrift schon inner-
halb 30 Tagen a) ge-
kauft, b) gelesen und c)
eine eventuelle Antwort
verfaBt hat. Hier ist also
unbedingt nach der
Periodizitdt des Press-
eorgans zu unter-
scheiden, wenn man un-
bedingt die Frist verkiir-
zen will. Warum
eigentlich?

Absatz 2 des neu formu-
lierten Artikels 23
schrdnkt das Antwor-
trecht im Falle wissens-
chaftlicher, artistischer,
literarischer, spor-
tlicher und politischer
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Kommentare noch weiter ein. Hier soil ein Ant-
wortrecht nur erCiffnet werden im Falle falscher
Tatsachen und im Falle von Ehrabschneidung.
Dieser Paragraph ladt geradezu zum MiBbrauch
ein: bei brenzligen Themen wird der Beitrag ein-
fach als politischer Kommentar ausgegeben
die Zeitung riskiert nicht, ein Antwortrecht zuges-
tehen zu miissen. Zum Fall der Ehrabschneidung
ist zu sagen, daB dann ohnedies auch der Weg einer
strafrechtlichen Verfolgung offensteht, der z. B.
mit der Veroffentlichung des Urteils zu Lasten des
Presseorgans enden kann. Warum aber soli Wis-
senschaftlern, Kiinstlern, Sportlern, Politikern
(wer gehort dazu?) das Recht auf PersOnlichkeit,
auf eigene Identitat nicht zustehen? Das gilt auch
fur den Fall positiver Kommentare! Die Gerichte
beriicksichtigen zwar bei Prozessen um Personen
des Offentlichen Lebens, daB sie mehr vertragen
sollten als einfache Burger, dieser Tendenz sollte
aber nicht unbedingt Vorschub geleistet werden.
Zudem stellt sich immer die Frage der Trennung
von privatem und Offentlichem Leben. Eine
ahnliche Einschrankung ist uns nur aus der belgi-
schen Gesetzgebung bekannt, die aber ausschlieB-
lich die Gattung der Forschungs-, Literatur- oder
Kunstkritik visiert (4).

Die Einschrankung auf falsche Tatsachen und
Ehrabschneidung in den genannten Fallen wird
umso unverstandlicher, wenn man Artikel 23-1,
Absatz 1 liest, laut dem die zugelassene Antwort
sich beschranken muB auf "ce qui est nOcessaire
pour corriger les faits declares inexacts ou domm-
ageables pour l'honneur". Demzufolge gilt die in
Absatz 2 von Artikel 23 gemachte Beschrankung
des Antwortrechts namlic% nicht nur fur die dort
aufgezahlten Artikelgattungen, sondern für alle
potentielle Antworten! Diese Einschrankung des
Antwortrechts widerspricht aber der Auffassung,
daB das Antwortrecht dem Perstinlichkeitsrecht
entspringt und folglich auch bei positiven Pres-
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...Besonders wichtig ist, daB dieses Ge-
setzprojekt, im Gegensatz zum alten Ge-
setz, endlich die Journalisten wie auch
die Medienkonsumenten ernst nimmt, sie
fur erwachsene Menschen halt, denen
man eine Auseinandersetzung aufgrund
der Vernunft zumutet. Das Gegenteil war
bis jetzt der Fall.

Ein Beispiel: Wer direkt oder indirekt,
ob bOswillig oder wohiwollend, ja belobi-
gend an einer einzigen Stelle eines ganz-
seitigen Zeitungsbeitrags erwahnt wurde,
durfte eine Antwort der doppelten Lange,
also von zwei Zeitungsseiten, geltend ma-
chen und darin alles mOgliche erzahlen.
Solche ad absurdum fOhrenden, men-
schenunwurdigen Bestimmungen
schleppte Luxemburgs Pressegesetzge-
bung seit 1869 bis heute mit sich herum
und zwang die Zeitungen manchmal da-
zu, unter der Androhung miBbrauchlicher
Ausnutzung dieses Paragraphen, auf jeg-
liche weitere Berichterstattung in be-
stimmten Angelegenheiten zu verzichten,
zum Nachteil letzten Endes der Leser.

Durch das vorgesehene neue Gesetz
wird dieser regeirechte Unfug unmoglich
gemacht und durch logisches und ver-

nOnftiges Handeln ersetzt. Selbstver-
standlich bleibt das Antwortrecht beste-
hen. Das ist uberhaupt keine Frage. Nur
soli es jenen vorbehalten bleiben, die
etwas zu berichtigen haben oder die sich
durch eine Beleidigung, Ehrabschnei-
dung oder Verleumdung zu einer Antwort
herausgefordert fOhlen. Und selbstver-
standlich muB das Antwortschreiben Be-
zug auf den Tatbestand haben. Wer bei-
spielsweise in einer Zeitung falsch zitiert
wird, darf dies berichtigen, dabei aller-
dings nicht Ober das Wetter von morgen
schreiben.

Das ist keine Einengung der Freiheit,
wie dieser Tage jemand vordergrOndig-
nachlassig rasonierte, sondern vielmehr
eine Erweiterung des allseitigen Verant-
wortungsbewuBtseins und ein seit Ian-
gem geschuideter Tribut an Menschen-
verstand und -wurde. Es ist ein Sieg der
Vernunft Ober den Zeitgeist von 1869, als
die Winne regierende Oberschicht eines
noch undemokratischen Systems Angst
um ihre Vorrechte hatte und darum die
Presse im staatlichen Griff behalten woll-
te. Es wird doch niemand im Ernst an
diesem Geist festhalten wollen!...

KASTEN 2

DIE MEINUNG
EINES BEFOR-
WORTERS
lz, in: LW, 1.2.1988

severoffentlichungen zur Anwendung kommen
kann.

Eine zusatzliche Einschrankung des heutigen Ant-
wortrechts wird in Artikel 23-2 defmiert: Statt der
dopppelten Lange oder mindestens 1000 WOrtern
darf die Antwort nur mehr dieselbe Lange wie der
beanstandete Artikel oder maximal 1000 WOrter
lang sein. Zum Vergleich: der vorliegende Artikel
hat fast 2300 WOrter.

Eine weitere Ungereimtheit ergibt sich aus Artikel
23-4: Hier geht es urn das endlich auf Radio und
Fernsehen ausgedehnte Antwortrecht. Das Pro-
jekt sieht vor, daB in diesem Fall die Antwort von
einer vom Produzenten bestimmten Person vor-
gelesen wird "sans commentaire ni replique". Diese
Prazisierung ist unbedingt zu begriiBen. Es fragt
sich bloB, warum sie nicht fiir die geschriebene
Presse gelten soli. Me Alex Bonn bedauerte dies
schon 1984 in einer Rede vor der "Section des
sciences morales et politiques" des "Institut Grand-
Ducal": "Le particulier blessë par des propos re-
pandus par la voie de la presse peut, s'il le prefere
(i. e. an Stelle einer zeit- und kostenaufwendigen
Zivilldage) user du droit de reponse consacre par
la loi. Il apprendra alors, a sa deconvenue, que le
journaliste dont it entend redresser le rapport ou
Pappreciation, a toujours la parole le dernier. Si sa
premiere manifestation n'dtait pas goiltee par l'us-
ager du droit de reponse, la replique - et celles qui
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suivront - le seront beaucoup moins encore" (5).

Schliel3lich fehlt im Gesetzesprojekt eine Rege-
lung der Prozedur in Sachen Antwortrecht. Aus
Erfahrung kann behauptet werden, daB Zeitung-
sherausgeber sehr gem sich auf Formfehler be-
rufen, urn eine Antwort abzulehnen. So miissen, in
der aktuellen Rechtslage, Antworten nicht an den
Chefredakteur der Zeitung sondern an den Ver-
lagsdirektor gerichtet werden, sogar wenn das mO-
glicherweise ein und dieselbe Person ist. Solche
Schikanen sollten durch Mare Rechtstexte ver-
mieden werden.

Es fehlt auch eine Bestimmung, wielange Fernseh-
oder Radiosendungen auf Band aufbewahrt wer-
den miissen, urn gegebenfalls als Beweismaterial
dienen zu kOnnen. Es gab Beispiele in Frankreich,
wo Fernsehanstalten nichts mehr von bestimmten
Sendungen wissen wollten.

Nachdem jahrelang alle Zeitungen die Reform des
Pressegesetzes als hOchst dringlich bezeichnet hat-
ten, ist es nach Veroffentlichung des von einer ad-
hoc-Kommission ausgearbeiteten Entwurfs eher
still darum geworden. Me Fernand Entringer (6)
und die CGFP (7) lieBen harte Kritik am Projekt
laut werden, der LW-Chefredakteur war der ein-
zige, der es verteidigte (8). Das Projekt steht auch
nicht mehr auf der Prioritatenliste, die die Regie-
rung fin- die letzte Kammersession dieser Legisla-
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tivperiode aufgestellt hat. So11 man tatsachlich zur
Einsicht gekommen sein, daB das aktuelle, 120
Jahre alte Gesetz doch besser ist als der Refor-
mentwurf? Wir warden dies begrilBen, mit der
Einschrankung, daB das Antwortrecht aber unter

allen Umstdnden auf Radio und Fernsehen ausge-
dehnt werden muB.

michel pauly
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Der "Revue", einst die einzige Luxemburger Wo-
chenillustrierte, die in jedem 2. Haushalt gelesen
wurde, laufen seit ein paar Jahren die Leser davon
und sie entlfifit ihre Redakteure einen nach dem
andern. Der folgende Beitrag beleuchtet die Hin-
tergrunde dieses langsamen Todes einer seit 1945
erscheinenden Zeitschrift.

In "Cactus"-Geschdften, selbst in den grOBten,
kann man (fast) alles kaufen, nur keine Zeitungen
oder Zeitschriften. Dazu muB man sich an eine
MPK-Filiale oder an eine unabhangige Buchhand-
lung wenden. Seit ein paar Monaten gibt es aber
eine Ausnahme: die "Revue" fmdet man an jeder
"Cactus"-Kasse griffbereit zum Mitnehmen.

Die neuen Kapitalverhaltnisse
brachten eine neue

Redaktionsmannschaft mit sich.

Auf RTL-UKW 92,5 hurt man Werbespots fur alle
moglichen Produkte, aber hiichst selten fur ein
Presseerzengnis. Auch Kier gibt es seit mehreren
Monaten eine Ausnahme, dieselbe wie bei "Cac-
tus": fur "Revue" wird intensiv und zu den teuersten
Sendezeiten mit den besten Einschaltquoten Wer-
bung gemacht.

Es gibt weitere Beispiele far die seit einiger Zeit
funktionierende Zusammenarbeit zwischen
"Revue", "Cactus"-Gruppe and RTL. Man denke
etwa zuriick an die Feierlichkeiten zum 20. "Cac-
tus"-Jubildum oder an den Reisequi7 "Check in" am
Samstagmorgen bei RTL sowie an verschiedene

Lêtzebuerger Revue

Die Erklarung fur diese Kooperation ist Insidern
langst bekannt. Als die Familie Bourg die "Revue"
soweit heruntergewirtschaftet hatte, daB sie dem
"Telecran" aus dem Hause St.Paulus fast kampflos
das Feld (lies den Markt der Luxemburger Illus-
trierten) iiberlassen muBte, waren drei Kapital-
geber bereit, den Titel aufzukaufen, um einen
neuen Start zu versuchen: die "Cactus"-Gruppe,
die Werbefirma von RTL (IPL) sowie die Trd-
gergesellschaft des "Letzeburger Land" mit Che-
fredakteur Lucien Thiel, der ehemals die "Revue"-
Redaktion geleitet hatte.

An sich hatte dieser Vorgang nichts AuBerge-
wOhnliches an sich, wenn einem auch etwas mul-
mig wurde beim Gedanken, daB wohl demndchst
nur noch zwei Presseriesen sich in Luxemburg
gegeniiberstehen kOnnten: eine LW-Gruppe und
eine RTL-Gruppe. Die neuen Kapitalverhdltnisse
brachten allerdings auch eine neue Redaktions-
mannschaft mit sich.

Die Suche nach einem
Konzept und Personal
Chefredakteur Guy Heintz wurde (als einziger)
nicht von der neuen Gesellschaft ubernommen.
Uber die gegen ihn erhobenen Vorwurfe streiten
sich derzeit die Arbeitsgerichte. An seine Stelle
trat Fred Medernach, ein junger Mann, der ganz
die Gunst von LL-Chefredakteur Lucien Thiel

Der Krebsgang einer Illustrierten

Wettbewerbe, die parallel bei RTL und in der
"Revue" liefen und noch laufen.

"Revue",
"Cactus"-
Gruppe und
RTL

oktober 1988


